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Für das Nacfcsc h 1 a g e we r k ! Ja
Für die Fachpresse ! Ja
Für die amtliehe Sammlurg! Hein

Gesetz: ArbGG § 2 Abs« 1 Nr« 2, § 3 lbs. 1, § 685 BGB
6$ 158, 242, 497 ff«, 620 Kündigungserschwerung, 
§§ 883, 888; ZPO §§ 256, 538 Abs« 1 Nr« 2, § 540

1o Ein Arbeitgeber hatte einer Heimstätte GmbH ein 
Grundstück verkauft und übereignet, damit sein 
Arbeitnehmer es von der Heimstätte zu Eigentum 
erwerbe« Per Arbeitnehmer hat das Grundstück dann 
von der Heimstätte GmbH gekauft ur..d bebaut« ier 
Arbeitgeber behielt sich gegenüber der Heimstätte 
GmbH ein durch eine Vormerkung gesicheltes Wie­
derkauf srecht für die Bauer von zehn Jahren vor 
für den Fall, daß der Arbeitnehmer vorher das 
Arbeitsverhältnis kündige«
Entsteht im Falle der vorzeitigen Kündigung des 
Arbeitnehmers zwischen ihm und dem .Arbeitgeber Streit darüber, ob der Arbeitgeber sein der Heil­
stätte GmbH gegenüber ausgeübtes Wiederkaufsrechfc dem Arbeitnehmer gegenüber realisieren darf, und 
erhebt der Arbeitnehmer eine entsprechende nega­
tive Feststellungsklage gegenüber dem Arbeitge­
ber, so sind dafür die Gerichte für Arbeitssachen 
sachlich zuständig«

2« Verneint die erste Instanz für eine Feststellungs-- 
klage im Sinne von Leitsatz 1 unzutreffend das 
Feststellungsinteresse, so kann die Berufungsin­
stanz den Eechtsstreit in entsprechender Anwen­
dung von $ 538 Abs« 1 Nr« 2 ZPO an die erste In­
stanz zurückverweisen« § 68 Ar'oGG verbietet eine 
entsprechende Anwendung von § 538 Abs« 1 Nr« 2 ZPO nicht«

Aktenzeichens 5 AZE 68/63
Urteil des BAG vom 28« November 1963 3jA G Ba den-V/ür11 embe rg (Stuttgart)

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


>VX
1 Azr

cj
b 8/63
35/62 Baden-V.urttemb

(Stuttgart) I
rg

V f: Li nee'!: a n
28, hovember 1963
gez. heinrich,
R og ierungshauptSekretär 
a"' s Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

156
Namen des Volkes!

Urteil

In Sachen

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund de 
mündlichen Verhandlung vom 28, November 1963 durch den Senat 
eras identen Professor Dr.Dr. Boldt, die Bundesrichter 
Dr, Stumpf und Br, Auffarth sowie die Eundesarbeitsrichter 
Röglin und Seiler für Recht erkannt:

Bie Revision der Beklagten gegen das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Baden--Württemberg 
- Außenkammer Stuttgart - vorn 7« November 
1962 - 5 Sa 35/62 - wird zurückgewiesen,
Bie Kosten der Revision trägt die Beklagte,

-  2 -

V o n  R e c h t s w e g e n !
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Tatbestand:

Der Kläger zu 1) war bei der Beklagten» die in S 
e:rir Lederfabrik betreibt, in der Zeit vom 6. September 1954 
bis zur. 11, August 1961 als Spritzlackierer beschäftigt. Die 
alier:; n zu 2) ist die Ehefrau des Klägers zu 1) und stand 
r 11. in einem Arbeitsverhältnis zu der Beklagten.
1, Im Jahre 1955 sagte die beklagte dem Kläger zu 1)
- eben ;o wie anderen Arbeitnehmern - ein Grundstück für die 
Bebauung mit einem Eigenheim zu. Biese Zusage wurde in der 
Folgezeit wie folgt verwirklicht:
a) lie Beklagte verkaufte das für das Eigenheim des Klägers 
vor/-cs ehe ne 348 qm große Grundstück in G durch nota-
ri e1] beurkundeten Vertrag vom 23» Oktober 1956 an die W

II GmbH in S . In diesem Kaufvertrag
wurde folgendes vereinbart:

"§ 2
Bie Käuferin errichtet auf dem Kaufgrundstück für den 
Y.erksangehörigen H P ein Eigenheim....

§ 9
Bie Verkäuferin behält sich das Recht des Wiederkaufs 
des KaufgrundstUcks samt dem auf dem Kaufgrundstück zu 
erstellenden Eigenheim vor.
Für den Y.'iederkauf gelten folgende Bestimmungen:
1. Bie Erklärung des Wiederkaufs bedarf der Schriftform.
2 . Bor liederkaufpreis ist der durch die örtliche Schät- 

z'iingobehörde festgestellte Schätzungswert im Zeitpunkt 
des Y,iederkaufs.
Ler Yiederkaufpreis i: t bei der Erklärung des Wieder­
kaufs sofort zu entrichten.

Las Wiederkaufsrecht kann von der Berechtigten nur aus­
geübt werden, wenn der in § 2 genannte Siedler H 
P aus dem Bienstverhältnis mit der Verkäufe­
rin aus irgend einem Grunde ausscheidet. Erfolgt die 
Losung des Dienstverhältnisses wegen Invalidität oder 
Tod des Siedlers, so entfällt der Anspruch der Berech­
tigten auf Ausübung des Wiederkaufsrechts.
Bat, Y.iederkaufsrecht erlischt am 31» Dezember 1966.
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Zur Sicherung des Anspruchs auf Auflassung aus dem beding­
ten \viederkaufsrecht bewilligen die Beteiligten die Ein­
tragung einer Vormerkung gemäß § 883 BGB zu Lasten des 
Verkaufsgrundstücks und zu Gunsten der Verkäuferin."

In § 7 des Vertrages wurde zugunsten der Beklagten ein Vorkaufs- 
recht/tür die Daueiivon zehn Jahren ab 23= Oktober 1956 bestellt 
und in § Io des Vertrags ein Recht zur Belegung der Wohnungen 
nit Betriebsangehörigen für die Rauer von zehn Jahren ab Ab­
nahme des Eigenheims festgelegt. Beide Rechte sollten dinglich 
gesichert werden.

Am 4. Januar 1957 erfolgte die Eintragung der Heimstätte 
als Eigentümerin, wie auch die Eintragung des Vorkaufsrechts, 
der beschränkten persönlichen Dienstbarkeit und der Vormerkung 
zur Sicherung des Wiederkaufsrechts.
b) Die Kläger hatten schon auf Grund der im Jahre 1955 ge­
machten Zusage der Beklagten am 31. Januar 1956 der V

H GmbH schriftlich den Auftrag zur Erstel­
lung des Eigenheims erteilt und am 3«/19- April 1956 mit der 
W H GmbH einen sogenannten Bauhilfe­
vertrag abgeschlossen. Das Eigenheim wurde am 1. Hai 1957 be­
zugsfertig. Die Kläger bewohnen es seitdem zusammen mit zwei 
v.eiteren Familien, deren Familienväter in einem Arbeitsverh&j t- 
nis bei der Beklagten stehen.
c) Am 13. Januar 1961 schlossen dann die Kläger mit der
W H GmbH den Kaufvertrag über das von
der Beklagten zur verfügung gestellte und inzwischen bebaute 
Grundstück und Eigenheim. Der Kaufpreis betrug 56.471,Io DM. 
worauf den Klägern an eingezahltem Kapital und eibrachten 
: igenleistun&en 2o.o83,1o DM gutgeschrieben wurden. Der Kauf­
vertrag enthält folgende Bestimmungen:

"§ 8 Abs. 2: Zur Sicherung des Anspruchs der Verkäuferin
auf Auflassung im Falle der Ausübung des Wie­
derkauf srechts bewilligen die Erwerber die 
Eintragung einer Vormerkung geraäß § 383 BGB 
zu Gunsten der Verkäuferin und zu Lasten des 
Kaufgrundstücks. Die Stellung des Antrags auf 
Eintragung der Vormerkung bleibt der Verkäu­
ferin überlassen.

A.
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s„ 2: Der Inhalt des Kaufvertrags zwischen der
Firma . . R GmbH in S und der
V/ . H GmbH vom 23.Io.1956 ist den
Erwerbern bekannt. Die Erwerber übernehmen 
diese Verpflichtungen und verpflichten 
sich, diese auch ihren Rechtsnachfolgern 
aufzuerlegen.''

In ciem Kaufvertrag wurde auch die Auflassung des Grundstücks 
durch die V/ H GmbH an die Kläger er-
kl:-ri.. Die Eintragung der Kläger als Eigentümer im Grundbuch 
:isi jedoch bisher noch nicht erfolgt.

Y o vlv: l

~\ V '

er Kläger su 1) kündigte am 31« Juli 1961 sein Arbeits- 
tnis mit der Beklagten fristgerecht zum 11. August 1961 
r Begründung, die Kündigung geschehe aus gesundheitli- 
nd seelischen Gründen und auf Anraten seiner Ärzte. Dar­
zeigte die Beklagte mit Schreiben vom 2. August 1961 

üb; er zu 1 ) an, sie werde wegen seiner Kündigung das mit
H GmbH vereinbarte Wiederkaufs-

usüben. Im gleichen Sinne trat die Beklagte auch an 
H GmbH heran.

...io Kläger sind insgesamt der Ansicht, die Beklagte sei 
: ur DucÜbung des Wiederkaufsrechts nicht berechtigt.
i:} sie haben behauptet, bei der Zusage der Beklagten über 
Di,; Bereitstellung des Grundstücks sei nur von einem Vorkaufs­
recht für die Dauer von zehn Jahren und nicht von einem Wieder­
kauf sr echt der Beklagten die Rede gewesen. Bei einem anderen 
Arbeitnehmer Habe sich die Beklagte ebenfalls nur ein Vorkaufs­
recht , jedoch kein Wiederkaufsrecht, einräumen lassen. Von 
einem ,i cd erkn ufsrecht der Beklagten hätten sie erst Ende i960 
erfahren. Der Kaufvertrag der Beklagten mit der W

;• GmbH vom 23. Oktober 1956 sei ihnen bei Ab­
schluß ihres Kaufvertrages mit der W H
Gab?’ weder vorgelesen noch erläutert worden. Es sei aber mög­
lich, daß ihnen von der W H GmbH am
22. Dezember i960 eine Abschrift des Vertrages vorn 23. Oktober 
1 [;Sr übersandt worden sei. Jedenfalls sei den Klägern bis kurz 
vor .. roz.c:? beginn die Bedeutung eines Wiederkaufsrechtes in sei­
ze n rechtlichen Auswirkungen nicht klar gewesen.
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b) Die Kläger haben weiter behauptet, die Kündigung des Ar­
beitsverhältnisses mit der Beklagten durch den Kläger zu 1) sei 
aus dringenden gesundheitlichen Gründen erfolgt. Unter diesen 
Umständen, so haben sie ausgeführt, dürfe die Beklagte ihr Wic- 
derkaufcrecht schon deshalb nicht ausüben, weil bei Lösung des 
Arbeitsverhältnisses "wegen Invalidität" gemäß § 9 Ziffer 5 des 
Vertrages vom 23. Oktober 1956 ein Wiederkaufsrecht der Beklag­
ten nicht zum Zuge komme.
c) Lie Kläger haben die Ansicht vertreten, die Geltendmachung 
eines etwaigen wirksam bestellten Wiederkaufsrechtes durch die 
Beklagte enthalte jedenfalls eine nach § 624 BGB unzulässige 
Erschwerung der Kündigungsfieiheit; sie verstoße gegen § 138 
Abs. 1 BG3 und stelle auch eine unzulässige Rechtsausübung im 
Sinne von § 242 BGB dar. Dies gelte um so mehr, als der Kläger 
zu 1), wie die Kläger im einzelnen behauptet haben, auch aus 
triftigen und wichtigem Grund im Sinne von § 124 Abs. 1 Nr. 1 
und 5 GewO das Arbeitsverhältnis gekündigt habe und die Kläger 
erhebliche Kapitalien und Eigenleistungen auf die Erstellung 
des Eigenheimes verwendet hätten.
d) In der ersten Instanz haben die Kläger beantragt.

festzustellen, daß die Beklagte zur Ausübung des im 
Grundstückskaufvertrag vom 23.Io.1956 zwischen der 
Beklagten und der W . H GmbH vereinbar­
ten Y/iederkaufsrechts nicht berechtigt ist;
hilf sweise:
festzusteilen, daß das im Grundstückskaufvertrag 
vom 23.Io.1956 zwischen der Beklagten und der W 
H GmbH vereinbarte Wiederkaufsrecht un­
wirksam ist;
hilfsweise:
festzustellen, daß der Beklagten weder gegen die 
Kläger noch gegen die W . H GmbH ein
Anspruch auf Ausübung des zwischen der Beklagten 
und \\ . II im Grundstückskaufvertrag vom
23.10.1956 vereinbarten Wiederkaifsrechts zusteht.

e) Die Beklagte hat zu ihrem Klageabweisungsantrag geltend 
gemacht, für den Rechtsstreit seien die ordentlichen Gerichte 
zuständig. Sie hat ferner das Reststellungsinteresse und die 
Begründetheit der Klage im einzelnen in Abrede gestellt.
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f) Die W H GmbH, der die Kläger den
Streit verkündet haben, ist dem Rechtsstreit nicht beigetreten.
5. las .Arbeitsgericht hat seine sachliche Zuständigkeit nur 
für die Klage des Klägers zu 1) bejaht, im übrigen verneint; 
es hat weiter das Peststellungsinteresse für die Klagen insge­
samt mi-t der Begründung verneint, die Kläger könnten eine Lei-
ctanrsklage gegen die W H GmbH erheben;
es net deshalb die Klagen als unzulässig abgewiesen.

In der Berufungsinstanz haben die Kläger in der letzten 
mündlichen Verhandlung vor dem Landesarbeitsgericht beantragt:

Es wird festgestellt, daß die Beklagte einen Anspruch 
aus dem zwischen der Beklagten und der 7/ . H

vereinbarten Wiederkaufsrecht nach dem Ausschei­
den des Klägers zu 1) aus dem Arbeitsverhältnis bei der 
Beklagten durch seine Kündigung vom 31.7.1961 gegenüber 
den Klägern nicht geltend machen kann.

6. Bas Landesarbeitsgericht hat das Urteil des Arbeitsgerichts 
aufgehoben und die Sache zur anderweiten Verhandlung und Ent­
scheidung an das Arbeitsgericht.zurückverwiesen. In den Gründen 
hat das Landesarbeitsgericht im einzelnen ausgeführt, die sach­
liche Zuständigkeit der Gerichte für Arbeitssachen ergebe sich 
aus § 2 Abs. 1 Nr. 2 ArbGG für den Kläger zu 1) und aus § 3 
Abs. 1 ArbGG für die Klägerin zu 2); auch das Feststeilungsin­
ter ec se sei für die Klagen zu bejahen. Für die geschehene Zu-
ückvcrv.cisung der Sache hat es sich auf eine entsprechende 
inv/erdung von § 538 Abs. 1 Nr. 2 ZPO berufen.
7. Kit der Revision verfolgt die Beklagte das Ziel der Klage- 
abv/cisung weiter mit der Begründung, die Gerichte für Arbeits­
suchen seien sachlich nicht zuständig. Außerdem fehle das Fest­
stellungsinteresse und habe das Landesarbeitsgericht den Rechts­
streit nicht an das Arbeitsgericht zurückverweisen dürfen. Die 
Kläger beantragen, die Revision der Beklagten zurückzuweisen; 
vorsorglich beantragen sie, den Rechtsstreit zuständigkeitshal­
ber an das Landgericht in Stuttgart zu verweisen.

r~7l
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Entscheidungsgründe:

I. Zur Trage der sachlichen Zuständigkeit der Gerichte für 
Arbeitssachen für die vom Kläger zu 1) erhobene Klage ergibt 
eich folgendes:
1 . Hach § 2 Abs. 1 Nr. 2 ArbGG sind die Gerichte für Arbeite- 
suchen sachlich zuständig für bürgerliche Rechtsstreitigkeiten 
zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern aus dem Arbeitsverhält- 
nis und dessen Nachwirkungen.
2 o Der vorliegende Rechtsstreit ist - soweit die Klägerin zu 
2) zunächst außer Betracht bleibt - ein bürgerlicher Rechts­
streit zwischen ehemaligen Arbeitsvertragsparteien. Er verhält 
sich auch über Ansprüche aus einem Arbeitsverhältnis, das zwi­
schen den Parteien einmal bestanden hat. Denn der Kläger zu 1} 
will nach dem Gesamtsinn seines in der Berufungsinstanz zuletzt 
gestellten Antrages geltend machen, die Auflösung des Arbeits­
verhältnisses durch ihn gebe der Beklagten in ihrem Verhältnis 
zu den Klägern diesen gegenüber nicht das Recht, dem Kläger zu 
1 ) ur.d seiner Ehefrau den - noch nicht geschehenen - Eigentunis­
erwerb an dem bebauten Grundstück unmöglich zu machen, und die 
Beklagte sei verpflichtet, die Kläger nicht daran zu hindern, 
und ihnen zu erlauben, von der W H
GmbH das Eigentum an dem den Klägern bereits aufgelassenen 
Grundstück endgültig durch Eintragung im Grundbuch zu erwerben.
Dieses Rocht leitet der Kläger zu 1) aus dem bisherigen Arbeit;-:.
Verhältnis ebenso her, wie auch die Beklagte ihr Recht zur Aus­
übung dos Wiederkaufs gegenüber der W H

GmbH im verhältnis zum Kläger zu 1) ausschließlich aus 
dem bisherigen Arbeitsverhältnis bzw. aus dessen Beendigung 
durch den Kläger zu 1) durch eigene Kündigung folgert.
3. Die Beklagte meint, falls sie seihst im Klagewege die Wir­
kungen ihres durch Vormerkung gesicherten und ausgeübten Wieder­
kauf erechtes gegenüber den Klägern geltend machen würde (vgl. 
dazu statt aller: Bayer. ObIG, Bd. 11 /J9&lJ7, 63 £ß9j) •> würden 
die ordentlichen Gerichte zuständig sein; deshalb könnten auch 
für die vorliegende Klage nur die ordentlichen Gerichte zustan-
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dig coin, weil eine negative Feststellungsklage der Kläger vor­
liege, die derselben Zuständigkeit folge wie eine etwaige lei­
stungsklage der Beklagten.
&) las v.üj.de indessen nur zutreffen, wenn die Kläger bereits 
als Eigentümer des Grundstücks im Grundbuch eingetragen w ä - 
r e n u n d  die Beklagte die Kläger im Wege der Klage auf 
Zustimmung zu ihrer Löschung und zur Eintragung der Beklagten 
im Grundbuch kraft des § 888 Abs. 1 BGB in Anspruch nehmen 
würde,, Bann wären für eine solche dingliche Klage der B e ­
rn 1 a g t e n die ordentlichen Gerichte zuständig. Aber auch 
in einem solchen Rechtsstreit vor den ordentlichen Gerichten 
könnten die Kläger vor den ordentlichen Gerichten zu ihrer Ver­
teidigung gegenüber der Beklagten geltend machen, sie seien zur 
B ov illigur.g ihrer Löschung und der Eintragung der Beklagten als 
■'.igcnt ümer im Grundbuch deshalb n i c h t  v e r p f l i c h -  
t o t , veil die Beklagte ihrerseits ihnen gegenüber aus dem 
Arbe itsVerhältnis schuldrechtlich verpflichtet sei, ihnen das 
Eigentum nicht zu entziehen, sondern es ihnen zu belassen. Über 
eine solche - arbeitsrechtliche - Verteidigung hätten dann die 
ordentlichen Gerichte in dem bei ihnen dann anhängigen Rechts­
streit mit zu entscheiden. Denn es ist anerkannt, daß die or­
dentlichen Gerichte über arbeitsrechtlich fundierte Verteidigungs- 
gründe der beklagten Partei mit befinden müssen. Das hat der 
Bundesgerichtshof in AP Nr. 1 zu § 39o BGB für den Fall-einer 
Aufrechnung der dortigen beklagten Partei mit einer Arbeitneh­
merforderung gegenüber der hei einem ordentlichen Gericht ein- 
geklagten - nicht arbeitsrechtlich fundierten - Klageforderung 
ausgesprochen. Das gilt aber auch für sonstige Verteidigungen 
ei res Beklagten mit arbeitsrechtlich fundierten Ansprüchen und 
Hechten gegenüber Klagefordeiungen, die bei einem ordentlichen 
Gericht eingeklagt werden müssen.
b) Im vorliegenden Pall hat aber die Beklagte gegen die Klä­
ger noch keine dingliche Klage bei den ordentlichen Gerichten 
erhoben. Würde die Beklagte ihrerseits lediglich klären wollen, 
ob sie in ihrem Verhältnis z u m  K l ä g e r  z u  1) 
berechtigt ist, ihr Wiederkaufsrecht gegenüber der W

ii GmbH auszuüben, oder ob sie verpflichtet ist,
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das insoweit zu unterlassen, als dadurch den Klägern der Eigen­
tums erwerb unmöglich gemacht wird, so müßte aber a u c h  
d i e  B e k l a g t e  diese Frage vor den G e r i c h t e  n 
f ü r  A r b e i t s s a c h e n  austragen. Denn bei einer 
solchen Klage würde cs sich im Verhältnis zwischen der Beklag­
ten und dem Kläger zu 1) ebenfalls um eine bürgerliche Rechts­
streitigkeit aus einem Arbeitsverhältnis und dessen Nachwirkun­
gen bandeln. Das sind - soweit ersichtlich - sogar die e i n - 
z i g e n schuldrechtlichen Beziehungen, die zwischen der Be­
klagten und dem Kläger zu 1) überhaupt bestehen. Es trifft da­
her die Ansicht der Revision nicht zu, daß die Klage des Klä­
gers zu 1) eine negative Peststellungsklage solcher Art sei, 
für die im Palle der Leistungs- oder positiven Feststellungsklage 
durch die Beklagte stets die ordentlichen Gerichte zuständig wären<
4. Insgesamt ergeben sich somit gegen die sachliche Zustän­
digkeit der Gerichte für Arbeitssachen insoweit keine Bedenken, 
als es um die Klage des Klägers zu 1) geht.
II. Die sachliche Zuständigkeit der Gerichte für Arbeitssacne.w 
für die von der Klägerin zu 2) erhobene Klage folgt aus § J,
Abs. 1 ArbGG. Diese Klage steht mit der vom Kläger zu 1) erho­
benen Klage in einem rechtlichen und auch in einem unmittelba­
ren wirtschaftlichen Zusammenhang. Für sie ist auch keine aus­
schließliche Zuständigkeit eines anderen Gerichts gegeben.
III. lür die erhobenen Klagen ist auch das Feststellungsinter­
esse in Sinne von § 296 ZPO gegeben. Wenn die Klagen als unbe­
gründet abgewiesen würden, stände zwischen den Parteien rechts­
kräftig fest, daß die Kläger sich einer Realisierung des von 
der Beklagten auBgeübten Wiederkaufsrechts nicht mit der Be­
gründung widersetzen könnten, die Beklagte sei aus dem Arbeits­
vertrag mit dem Kläger zu 1) verpflichtet, ihnen den Eigentums­
erwerb zu ermöglichen und ihnen das Eigentum endgültig zu belas­
sen. Würde den Klagen dagegen entsprochen, so stände zwischen 
den Parteien rechtskräftig fest, daß die Beklagte nicht berech­
tigt ist, den Klägern den endgültigen Eigentumserwerb zu ver­
wehren und ihnen das Eigentum zu entziehen. Das rechtfertigt 
die Bejahung des Kechtsschutzinteresses.
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IV. Auch die vom Landesarbeitsgericht vorgenommene Zurückver­
weisung des Rechtsstreites in entsprechender Anwendung des 
§ 538 Abs, 1 Nr. 2 ZPO ist entgegen der Annahme der Revision 
nicht zu beanstanden:
! In Rechtsprechung und Lehre wird die Präge unterschiedlich 
beurteilt, ob das fehlerhafte Verneineryles Feststellungsinter­
ess es durch die erste Instanz die zweite Instanz in entsprechen­
der Anwendung von § 538 Abs. 1 Nr. 2 ZPO zu einer Zurückverwei­
sung berechtigt.

) Liese Präge wird bejaht von BGHZ 14, 11 </l4/; KG MdR 1961, 
328 Ar, 82; Eaumbach-Lauterbach, ZPO, 27. Auf1., 1963, § 538 
An:,, 3 B; Rosenberg, Lehrbuch des DZPR, 9- Aufl. , 1961, § 86 II 
3 8. Ao9, 41o. Sie wird verneint von Stein-Jonas, ZPO, 18. Aufl., 
§ 537 Anra. I 2 zu N. 18; RGZ 158, 145 /T527; RG LZ 1914, 1373.
b) Bas Bundesarbeitsgericht hat zu dieser Streitfrage bisher 
noch keine Stellung genommen. Sie ist aber in dem Sinne zu be­
antworten, daß § 538 Abs. 1 Nr. 2 ZPO sinnentsprechend dann an- 
zuwenden ist, wenn - wie das vorliegend für die Klage des Klä­
gers zu 1 ) der Fall ist - die erste Instanz die Klage wegen Feh­
lens des Feststellungsinteresses als unzulässig abgewiesen hat. 
Denn der Sinn des § 538 Abs. 1 Nr. 2 ZPO geht dahin, einen durch 
zwei Tatsacheninstanzen reichenden Rechtszug zu erhalten, wenn 
die fehlerhafte Verneinung einer Prozeßvoraussetzung dazu fuhrt, 
daß sich die erste Instanz mit der Sache, selbst nicht befaßt 
tat (so zutreffend BGHZ 14, 11 /147)» Ein solcher Anlaß ist aber 
nicht nur für die Fälle gegeben, die in § 274 Abs. 2 ZPO als 
;■ rczo^hindernde Einreden vom Gesetz ausdrücklich genannt sind. 
Axt den dort genannten prozeßhindernden Einreden ist die Pro­
zeß Voraussetzung des Feststellungsinteresses nach Gewicht und 
v.irkur.g vielmehr durchaus vergleichbar, weil auch bei ihr eine 
foAlerhafte Verneinung einen zweitinstanzlichen Instanzenzug 
unmöglich macht.
3. .Da auch kein Anlaß besteht, gemäß § 54o ZPO zu verfahren 
(vgl. dazu BAG AP Nr. 1 zu § 183 ZPO), und § 68 ArbGG die 
- hier: entsprechende - Anwendung von § 533 Abs. 1 Nr. 2 ZPO
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ebenfalls nicht verbietet (vgl. BAG 5» 139 /~437 = AP Nr. 47 
zu § 2 ArbGG), ist somit auch die vom Landesarbeitsgericht au 
gesprochene Zurückverweisung an das Arbeitsgericht zu billige
V. Nach allem ist somit das Urteil des Landesarbeitsgerichte 
rechtsfehlerfrei. Las führt zur Zurückweisung der Revision.

ur. Auffarth

Röglin Seiler

gez. Dr. Boldt Lr. Stumpf
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	Namen des Volkes!


